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DIE GRÜNE BUNDESTAGS-
FRAKTION LÄDT EIN: 

Info/Anmeldung:  
gruene-bundestag.de/polizeikongress23

POLIZEI IN DER  
GESELLSCHAFT
Zwischen Prävention, Strafverfolgung und  
Sozialarbeit 
Kongress am 3. November im Deutschen Bundestag  
und im Livestream

Mit: Britta Haßelmann, Fraktionsvorsitzende, Dr. Irene Mihalic,  
Erste Parlamentarische Geschäftsführerin,  Doreen Denstädt, Justiz-
ministerin Thüringen, Holger Münch, Präsident Bundeskriminalamt, 
Dr. Barbara Slowik, Polizeipräsidentin Berlin, Alexander Oerke,  
Polizeibeauftragter Berlin, Prof. Dr. Tobias Singelnstein, Goethe- 
Universität Frankfurt a.M., Franco Clemens, Streetworker Köln,  
und vielen weiteren Expert*innen
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von Konrad Ege 

E s heißt, die Ho!nung stirbt zu-
letzt. Beim Blick auf das Morden 
der Hamas in Israel und die Kata-
strophe in Gaza wächst die Angst, 
die Ho!nung könnte bereits ge-

storben sein. Viel hängt von Joe Biden ab, 
der nach Israel gereist ist, aber darauf ver-
zichten muss, wie vorgesehen auch Jorda-
niens König Abdullah und den palästinen-
sischen Präsidenten Mahmud Abbas zu 
tre!en. Beide haben abgesagt, nachdem 
ein Krankenhaus in Gaza getro!en wurde, 
und es Hunderte von Toten gab.

UN-Generalsekretär António Guterres 
hat in einem Gastbeitrag für die New York 
Times an die israelische Regierung appel-
liert, ihren Befehl zu überdenken, eine Mil-
lion Menschen im Norden des Gazastrei-
fens müssten ihre Wohnorte verlassen. 
Humanitäre Hilfe sollte erlaubt, alle Gei-
seln müssten freigelassen, die Zivilbevölke-
rung dürfe nicht als Schutzschild benutzt 
werden, verlangt der Spitzendiplomat. 
Man stehe vor einer „katastrophalen Eska-
lation“. Das Leid, welches die Palästinenser 
fühlten, sei keine Rechtfertigung für Terror 
gegen Zivilisten in Israel, aber zugleich 
rechtfertigten die entsetzlichen Taten der 
Hamas keine „kollektiven Strafen für das 
palästinensische Volk“. Ein solches State-
ment hat es schwer in der US-Politik. Ge-
genwärtig erstickt die menschenverachten-
de Hamas-Attacke vom 7. Oktober so gut  
wie alles, was nach einer „alternative Nah-
ost-Politik“ aussehen könnte. Der US-Präsi-
dent, eigentlich kein Fan von Premiermi-
nister Benjamin Netanjahu, der – wie Biden 
einmal sagte – „eine der extremistischsten 
Regierungen“ in Israels Geschichte anfüh-
re, hat rückhaltlosen Beistand gegen „den 
Akt des puren Bösen“ versprochen.

Vorsichtige Anfragen
In der Republikanischen Partei mit ihrem 
rechtschristlichen Flügel gilt Vollunterstüt-
zung für Israel; man denke an Donald 
Trumps Entschluss von 2018, die US-Bot-
scha# von Tel Aviv nach Jerusalem zu ver-
legen. Bei den Demokraten ist nach dem 7. 
Oktober die vorsichtige Debatte über eine 
andere Nahost-Politik leise geworden. So 
schrieb Deborah Lipstadt, US-Beau#ragte 
für den Kampf gegen Antisemitismus, nie-
mand habe „das Recht, Israel zu sagen, wie 

es sich zu verteidigen und kün#ige Angrif-
fe zu verhindern hat“. 55 demokratische 
Abgeordnete wandten sich am 13. Oktober 
an Biden mit ihren Sorgen angesichts der 
humanitären Situation im Gazastreifen. Sie 
dankten für die „Unterstützung unseres 
Verbündeten Israel“ und drängten den Prä-
sidenten, er solle der israelischen Regie-
rung mitteilen, Israel müsse Rücksicht 
nehmen auf die „Millionen unschuldigen 
Zivilpersonen in Gaza, die selbst Opfer von 
Hamas sind“. Zugleich habe Israel das 
Recht, sich gegen den grausamen Hamas- 
Angri! zur Wehr zu setzen.

Zwei Abgeordnete stellten sich zur Em-
pörung ihrer Kollegen quer. Cori Bush aus 
Missouri forderte, die US-Regierung müsse 
ihre „Hilfe für die israelische Militärbesat-
zung und Apartheid einstellen“. Sie trauere 

um „palästinensische und jüdische Opfer“, 
erklärte die Abgeordnete Rashida Tlaib. Der 
„herzzerbrechende Kreislauf der Gewalt“ 
würde weitergehen, solange die USA „der 
Apartheid-Regierung Milliarden ohne Auf-
lagen“ bereitstellten.

Biden hat vor seinem Flug nach Israel 
mit Netanjahu telefoniert, Details der Mili-
tärhilfe erörtert und zugleich Unterstüt-
zung für alle Maßnahmen zugesagt, mit 
denen Zivilisten geschützt werden. Das lin-
ke Magazin Jewish Currents beschrieb Bi-
dens Nahost-Politik vor den Hamas-Mor-
den als „Balanceakt“. Seine Administration 
habe bestimmte Maßnahmen der Netanja-
hu-Regierung verurteilt, ohne die Bezie-
hung insgesamt umzustoßen. Regierungs-
vertreter behaupteten, man habe bei den 
Verhandlungen mit Israel Schlimmeres 

verhindert, schreibt Jewish Currents. Doch 
habe Biden bisher den Eindruck erweckt, er 
wolle das Palästinaproblem beiseiteschie-
ben. China und Russland seien wichtiger.

O!enkundig träumte das Weiße Haus eher 
von der Idee, Saudi-Arabien und andere ara-
bische Staaten würden ihre Beziehungen zu 
Israel normalisieren. Das Projekt der Abra-
ham Accords schien so weit fortgeschrit-
ten zu sein, dass 20 demokratische Sena-
toren Anfang Oktober Besorgnis wegen 
einer Übereinkun# Israels mit Saudi-Ara-
bien äußerten. Das Königreich werde 
möglicherweise Sicherheitsgarantien von 
den USA verlangen. Biden müsse zudem 
dafür sorgen, dass ein solches Abkommen 
spezi$sche Bestimmungen enthalte, um 
eine Zwei-Staaten-Option im israelisch-
palästinensischen Kon%ikt zu erhalten.

Es heißt, Charles Schumer, der demokra-
tische Mehrheitsführer im US-Senat, wolle 
ein Gesetzespaket zur Abstimmung brin-
gen, das Hilfe für Israel mit der für die 
Ukra ine, für Taiwan und möglicherweise 
den US-Grenzschutz bündelt. Er wolle Re-
publikaner ins Boot holen, weil er wisse, 
dass es gegen Hilfe für Israel keine Wider-
stände gibt. Manche aus der Oppositions-

partei kritisieren, Biden habe zu wenig ge-
tan für dessen Sicherheit. Aber Geld für 
Taiwan gegen China sowie für den Grenz-
schutz – das sind republikanische Lieb-
lingsthemen. Bei der Ukraine hingegen 
wächst unter den Republikanern die Kritik 
an Bidens Formel „Unterstützung – so lan-
ge wie nötig“. Bisher konnten die Unstim-
migkeiten darüber im Repräsentantenhaus 
nur bedingt ausgetragen werden, da es den 
Republikanern nicht gelang, einen neuen 
Sprecher zu wählen. Solange das ausstand, 
war diese Parlamentskammer blockiert.

Was gibt es an Ho!nung für Gaza und Is-
rael? Biden wahrt die US-Interessen, wie er 
sie sieht. Eine Pulverisierung des Gazastrei-
fens mit unabsehbaren regionalen Konse-
quenzen gehört nicht dazu. Biden hat be-
reits gewarnt, eine Gaza-Besetzung wäre 
ein schwerer Fehler. Vielleicht kann er nach 
seinem großen Ja zu Israel mäßigend ein-
wirken. Der Präsident des hochkarätigen 
Council on Foreign Relations, der Ex-Diplo-
mat Richard Haass, hat gewarnt, Hamas sei 
mehr als eine Organisation. Man könne die 
Führung töten, das Konzept werde weiter 
existieren. Und die Frage muss gestellt wer-
den, was danach kommen soll, wenn die 
vielen toten Menschen begraben sind und 
die Überlebenden mit dem Erlebten weiter-
leben sollen.

Joe Biden hat 
gewarnt, 
eine Besetzung 
Gazas wäre 
ein schwerer 
Fehler

Das große Ja
USA I Präsident Joe Biden stellt sich vorbehaltlos hinter Israel und weiß zugleich, dass ein weitgehend 
zerstörter Gazastreifen nicht im US-Interesse liegen kann

US-Präsident Joe Biden tri! am 11. Oktober Vertreter jüdischer Gemeinden im Weißen Haus

Washington die euro-atlantische Region 
mit der indo-pazi$schen durch ein dichtes 
Gewebe von Partnerscha#en verknüp#, 
will es zwei Fliegen mit einer Klappe schla-
gen: Russlands Imperialismus und Chinas 
Revisionismus, um den eigenen globalen 
Vorrang zu wahren. 

Nur ist die angestrebte „strategische Nie-
derlage“ Russlands so illusorisch wie ein 
von außen betriebener Regimewechsel. 
Moskau lässt sich nicht in den Ruin trei-
ben, sondern richtet seine Ökonomie an-
ders aus. Nicht nur der jüngste BRICS-Gip-
fel führte die Annahme ad absurdum, es 
ließe sich international isolieren, weder in 
Afrika, Asien oder Nahost. Der Vorstellung, 
China durch eine Niederlage Russlands 
entscheidend zu schwächen, um einer US-
Dominanz zu dienen, liegt ein aus dem 
Kalten Krieg bekanntes Null-Summen-
Denken zugrunde, wonach der Verlust des 
einen den Gewinn des anderen bedeutet. 
Tatsächlich fördert das die Kriegsgefahr. 

Deutschland und Europa spielen bislang 
nur die Rolle des willfährigen Vasallen. Sie 
folgen dem US-Kalkül nahezu kritiklos und 
drohen zu Objekten eines amerikanisch-
chinesischen „Great Games“ um globale 
Vorherrscha# zu werden. Den höchsten 
Preis bezahlt bisher die angegri!ene Ukra-
ine. Ob sie wirklich so lange durchhält, wie 
sich das US-Strategen erho!en, ist ebenso 
fraglich wie die Bereitscha# in den Gesell-
scha#en des Westens, die damit verbunde-
nen Lasten zu tragen. Denn das Ringen um 
die Vorherrscha# kann noch viele Jahre 
dauern – je länger, desto höher die Kosten 
und Risiken für alle direkt und indirekt Be-
teiligten. Es ist daher höchste Zeit, diesen 
Irrweg zu verlassen und einer „Grand Stra-
tegy“ der USA nicht blind zu folgen.

Zwei Fliegen mit einer Klappe
USA II Eine Folge des 
Nahost-Krieges wird sein, 
dass Europa mehr für
„US-Primacy“ in der Welt 
vereinnahmt wird

sprechend gilt das Land als größte strategi-
sche Herausforderung, während man in 
Russland bis 2021 einen nahen Konkurren-
ten („near competitor“) sah, mit dem man 
sich trotz aller Interessengegensätze arran-
gieren konnte. Dieses Herangehen – ob-
wohl bereits seit der Krim-Annexion 2014 
hinterfragt – endete mit dem russischen 
Angri! auf die Ukraine. Seither ist Moskau 
integraler Bestandteil einer auf China bezo-
genen Gesamtstrategie, die Russland als 
„unmittelbare und dauerha#e Bedrohung“ 
beschreibt und seinen Krieg gegen die 
Ukra ine in eine „strategische Niederlage“ 
verwandeln will. Damit hätte es sich als 
Großmacht erledigt, wäre als enger Partner 
Chinas geschwächt und die Volksrepublik 
gleich mit. So verbindet Washington sei-
nen Eindämmungskurs gegenüber Peking 
mit umfassenden Sanktionen und einem 
Höchstmaß an Militärhilfe für die Ukraine. 
Das Kalkül: Je länger der Krieg dauert, 
umso höher die Verluste Moskaus, desto 
instabiler und schwächer wird es sein. Da-
aus werde sich ein immer geringeres Un-
terstützungsniveau ergeben, auf das Pe-
king mittel- und langfristig ho!en kann. 

Höhere Kosten und Risiken 
Der Ukraine soll dabei zum osteuropäi-
schen Bollwerk der euro-atlantischen Welt 
ausgebaut werden, ähnlich der Rolle Israels 
in Nahost oder der Taiwans, Japans und 
Südkoreas in Asien. Europa ist zunächst 
einmal gehalten, sich selbst und die Ukrai-
ne stark aufzurüsten, möglichst mit US-
Wa!en – eine Forderung, die im Fall einer 
Eskalation des Nahost-Kon%ikts noch lau-
ter werden dür#e. Zweitens wird Assistenz 
für die USA im Indopazi$k erwartet. Indem 

von Hans-Georg Ehrhart

D ie Verunsicherung ist groß in Euro-
pa, dass Joe Biden sein im August 
geschnürtes Hilfspaket für die 

Ukra ine von 24 Milliarden Dollar gegen re-
publikanische Hardliner nicht durchbrin-
gen wird. Zudem erscheint die Annahme 
nicht unberechtigt, der Krieg zwischen der 
Hamas und Israel könne die Ukraine-Poli-
tik der USA negativ beein%ussen. Dennoch 
spricht manches dafür, dass sich daran 
selbst bei einem republikanischen Wahl-
sieg 2024 nicht viel ändern wird. Ein we-
sentlicher Grund liegt in der vom Main-
stream in Washington verfolgten Ge-
samtstrategie, die einem übergreifenden 
Ziel gilt, das mit allen verfügbaren Mitteln 
erreicht werden soll: das Bewahren von „US 
-Primacy“ in der Welt. Nur dies ermögliche, 
so das Hauptargument seiner Verfechter, 
Kernziele umzusetzen, den Schutz des Lan-
des ebenso wie seiner vitalen Interessen, 
den Erhalt o!ener globaler Märkte wie die 
Vermeidung eines Nuklearkrieges.

Seit über zehn Jahren verfolgen die USA 
eine „Pivot to Asia“-Strategie, ausgerufen 
von Barack Obama angesichts des rasanten 
Anwachsens chinesischer Machtressour-
cen und Pekings erklärtem Ziel, bis 2049 
überall weltweit führend zu sein. Mittler-
weile sehen die USA in China den Hauptri-
valen für ihren Führungsanspruch. Ent-


